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Nic Engel

Politik ist keine exakte Wissen-
schaft. Und schon gar nicht sind
es Budgetdebatten. «Gewisse
Leute, die vorhin noch auf Spa-
ren gepocht haben, haben jetzt
Spendierhosen an», sagte Ste-
phanAckermann (Grüne) gestern
im Baselbieter Landrat. Er liegt
wohl mit seiner Aussage nicht
ganz falsch.Denn trotz Spardruck
und Finanzkrise setzt jedes poli-
tische Lager seine Prioritäten.Ar-
gumente, warum man diesen
oder jenen Posten nicht streichen
sollte, finden sich (fast) immer.

Dies, obwohl das Baselbiet
finanziell kürzertreten muss.
Finanzdirektor Anton Lauber
(Mitte) verkündete im Frühjahr
ein strukturelles Defizit. Der
Kanton rechnet für 2025 mit
einemMinus von 66,8Millionen
Franken undwill deshalb in sei-
nemFinanzplan für die nächsten
Jahre das Ausgabenwachstum
drosseln. 393Millionen Franken
sollen eingespart werden. Im
Vorfeld der Budgetdebatte hat-
ten die Parteien 19 Änderungs-
anträge eingereicht.

Grosse Posten
noch ungeklärt
Bevor der Landrat über diese
debattierte, äusserte man sich
grundsätzlich zum Finanzplan:
Die SPkritisierte, dass es ein Pro-
blem bei den Einnahmen gebe,
nicht bei denAusgaben,wie dies
Regierung und Bürgerliche be-
haupteten. Sie forderte deshalb,
die Steuersenkungen der letzten
Jahre rückgängig zu machen.

«Der Finanzplan klingt opti-
mistisch, aber es kommen grosse
Posten auf uns zu, die aktuell
noch nicht budgetiert sind», be-
tonte etwa Marco Agostini (Grü-
ne). Er sprach die Finanzierung
der Universität Basel an – der-
zeit laufen Verhandlungen für
die nächste Leistungsperiode.

Aber auch die Bürgerlichen
übten Kritik. «Wir sind hoch ver-
schuldet», sagte Stefan Degen
(FDP). So hat der Kanton für die
Ausfinanzierung der Baselland-
schaftlichen Pensionskasse
(BLPK) vor sieben Jahren bei-
spielsweise 1,1 Milliarden Fran-
ken vorgeschossen, die er noch
nicht gänzlich zurückgezahlt hat.

BeiAusgaben und Einnahmen
in Höhe von insgesamt rund
3,2 Milliarden Franken drehten
sich dieAnträge der Landräte um
eher kleine Summen. Am Mitt-
woch zankte sich das Parlament
bereits wegen weniger Tausend

Franken für die Ombudsstelle.
Einer der grösseren Beträge be-
traf den Antrag von SVP-Land-
rätin Anita Biedert, die zehn zu-
sätzliche Stellen bei der Polizei
forderte.Als Kompromiss schlug
sie fünf neue Arbeitsplätze vor.

DerVorschlag brach die Lager
ein Stück weit auf. Sowohl bei
den Bürgerlichen als auch bei
den Linken gab es Kritiker und
Befürworter.Die FDPwargespal-
ten. Die eine Hälfte der Fraktion
plädierte für eine Aufstockung
des Polizeikorps: Die Zahl der
Delikte steige an, unter anderem

aufgrund des Kriminaltouris-
mus.Die andereHälftewollte aus
finanziellen Gründen keine zu-
sätzlichen Stellen ermöglichen.
Auch die Mitte-Fraktion war
mehrheitlich gegen den Antrag.

Die SP hingegen stellte sich
grösstenteils hinter den Vor-
schlag Biederts. «Wir wären so-
gar für zehn neue Stellen bereit
gewesen», sagte Andreas Bam-
mater. GuteArbeitsbedingungen
bei der Polizei müssten sicher-
gestelltwerden.Anders hingegen
GzimHasanaj (Grüne): «Wir kön-
nen nicht allein auf Repression

setzen», sagte er zurAufstockung
der Polizeistellen. EineMehrheit
von 47 zu 35 Stimmen nahmden
Antrag an.

Verzugszinsen sollen nicht
angehobenwerden
Ein eher dickes Brettwar zudem
der Antrag von SVP-Landrat
Markus Brunner, der sich für
einenmoderatenVerzugszins bei
verspäteten Steuerzahlungen
einsetzte. Der Regierungsrat
wollte wegen der angespannten
Finanzlage den Zins von 4,75 auf
sechs Prozent anheben.

«Das ist im interkantonalenVer-
gleich beispiellos», sagte Brun-
ner. Die Nationalbank senke seit
geraumer Zeit die Zinsen. Aus-
serdem sei der hoheVerzugszins
insbesondere für selbstständig
Erwerbende oder finanziell
schwächer gestellte Personen
eine Belastung, die teilweise
Schwierigkeiten hätten, ihre
Steuern rechtzeitig zu bezahlen.

Die Linke hielt dagegen. «Wer
seine Steuern zu spät zahlt,
muss eben dafür geradestehen»,
so Ronja Jansen (SP). Finanziell
schwächer gestellten Personen

könne man auf eine andere Art
helfen.

Buchstäblich aus der Reihe
fiel SP-LandratNadim Ismail, der
seiner Parteikollegin wider-
sprach.Der (selbstständige) Phy-
siotherapeut zahlt laut eigenen
Angaben jedes Jahr mehrere
Hundert Franken Verzugszins.
«Dabei fahre ich keinen dicken
Schlitten und gehe nur selten in
die Ferien.» Ein moderater Ver-
zugszins sei vernünftig. Relativ
knapp mit 45 Ja- bei 41 Nein-
Stimmen wurde der Antrag an-
genommen. Die Mindereinnah-
men betragen geschätzt drei bis
vier Millionen.

Keine Kürzungen bei
Neobiota-Bekämpfung
Viel zu diskutieren gab schliess-
lich auch das Thema Neobiota,
also ortsfremde Pflanzen und
Tiere wie die Tigermücke, ob-
wohl es um einen eher kleinen
Betrag von zwei- bis dreihun-
derttausend Franken ging. GLP-
Landrat TimHagmann forderte,
dass es keine Kürzungen bei der
Bekämpfung invasiverArten ge-
ben dürfe. «Wennwir jetzt nichts
tun, bezahlen wir teuer dafür.»
Neobiota führten zu Schäden in
der Natur, Landwirtschaft und
Infrastruktur. Ausserdem, sagte
Beatrix von Sury (Mitte), hätten
zahlreiche Gemeinden finanzi-
elle Probleme und könnten sich
ein Neobiota-Monitoring nicht
leisten – sie sprach dabei als
Gemeinderätin aus dem finanzi-
ell gebeutelten Reinach.

Die grösstenteils bürgerlichen
Gegner des Antrags pflichteten
diesen Argumenten grundsätz-
lich bei.Manmüsse in der ange-
spannten Finanzlage abwägen
und den richtigen Fokus legen,
sagte der FreisinnigeMartin Dät-
wyler. Obwohl sich FDPund SVP
fast geschlossen gegen die bei-
denAnträge Hagmanns stellten,
wurden beide jeweils knapp an-
genommen. Schliesslich nahm
der Landrat das Budget 2025 so-
wie den Finanzplan für die kom-
menden Jahremit 73 Ja- bei neun
Nein-Stimmen und fünf Enthal-
tungen an.

Mehr zum Baselbieter Budget 2025
lesen Sie im Interview mit Finanz-
kommissionspräsident Florian
Spiegel auf der Seite gegenüber.

Debattemit Happy End und Fragezeichen
Landrat Das Baselbieter Parlament nimmt das Budget für 2025 deutlich an. Zuvor beschäftigten sich die Fraktionenmit Steuern,
Schulden, Tigermücken und skeptischen Zukunftsprognosen.

Regierungsrat Anton Lauber (Mitte) legte den Finanzplan für die nächsten Jahre und das Budget für nächstes Jahr vor. Foto: Lucia Hunziker

Millionenprojekt Die Aufwertung
des Ortszentrums von Frenken-
dorf wird die Gemeinde rund
5,7 Millionen Franken kosten.
Wie die «bz Basel» berichtet, soll
die Hauptstrasse für 4,6 Millio-
nen saniert und neu gestaltet
werden. Dazu kommen rund
1,1Millionen Franken fürWasser
leitungen.

Dank der Sanierung bekom-
me der Dorfkern eine hohe Auf-
enthaltsqualität. Die Tempo-
30-Zone werde ausgedehnt.
Trottoirswürden gebaut und er-
weitert. Vorgesehen seien auch

Baumpflanzungen sowie die
Neugestaltung des Schmitteplat-
zes, des Evelyne-Leu-Platzes und
des Dorfplatzes. Zentral sind
auch die Brunnen der Gemein-
de. So etwawerde der Rebstock-
Brunnen neu platziert.

Bereits vor zehn Jahren seien
ein Gestaltungsprojekt für den
Ortskern sowie einVorprojekt für
Sanierung und Neugestaltung
derHauptstrasse begonnenwor-
den, so die «bz Basel».Nach dem
Hochwasser 2016 wurden die
Arbeiten unterbrochen und erst
Jahre später fortgesetzt. (se)

Frenkendorf wertet Dorfkern auf
und dehnt Tempo 30 aus

Verkehrsplanung Die Baselbieter
Regierung beantragt dem Land-
rat 77,8Millionen Franken für die
neue Ortsdurchfahrt Birsfelden.
Dabei sollen die Tramgleise sa-
niert und die Haltestellen nach
demBehindertengleichstellungs
gesetz umgebautwerden. Zudem
sollen die Haupt- und die Rhein-
felderstrasse nach heutigen An-
forderungen umgestaltet wer-
den, wie die Regierung mitteilt.

Im Zentrum sei eine Misch-
verkehrslösung vorgesehen, bei
der sichTramundMotorverkehr
die Strasse teilen. Velostreifen

sind in beiden Richtungen ge-
plant. Damit soll die kantonale
Veloroute umgesetzt werden.

Stadteinwärts sind für mehr
Verkehrssicherheit separate Spu-
renvorgesehen.Kreisel sollen die
Kreuzungen Rhein- und Schul-
strasse ersetzen. Fährt ein Tram
durch den Kreisel, regelnAmpeln
den Verkehr. Der Bund beteiligt
sich voraussichtlich mit 6,7 Mil-
lionen Franken. Birsfelden be-
zahlt 940’000 Franken.Die Orts-
durchfahrt gilt als eine kantona-
le Hauptachse mit täglich rund
11’000 Fahrzeugen. (SDA)

78Millionen Franken für
neue Ortsdurchfahrt Birsfelden

Haarpflege Das Basler Kantons-
labor hat für elf als gefährlich
eingestufte Dauerwellen- und
Glättungsmittel ein Verkaufs-
undVerwendungsverbot ausge-
sprochen. Bei insgesamt 21 von
29 Proben gab es Beanstandun-
gen. Das entspricht einer Bean-
standungsquote von 72 Prozent.
Gründe für die elf Verkaufsver-
bote sind unter anderem hohe
Konzentrationen an Formalde-
hyd und die Verwendungweite-
rer verbotener Stoffe, wie das
Kantonslabor gestern mitteilte.
Das Labor warnt ausdrücklich

davor, je drei Produkte der Mar-
ken «HonmaTokyo» und «Coco-
choco Professional Gold» sowie
je ein Produkt der Marke «Bien
Cacau Professional» und «Nati-
ve Base Keratin» zu verwenden.

Bei 20 der 29 überprüften Pro-
dukte handelte es sich umHaar-
glättungsmittel. Untersuchtwur-
den auch Haarwellmittel, Haar-
pflegeprodukte, Haarshampoos
und einHaarstyling-Produktmit
glättendem Effekt. Knapp die
Hälfte der Produkte fanden sich
im Aargau und in Basel-Stadt in
Coiffeursalons. (SDA)

Basler Kantonslabor
verbietet elf Produkte
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Benjamin Wirth

Für Florian Spiegel endet eine
Marathonsitzung: Nach einer ge-
samten Redezeit von fast sieben
Stunden, verteilt auf zwei Tage,
hat das Baselbieter Kantonspar-
lament gestern das Budget 2025
und den Finanzplan für die kom-
menden Jahre verabschiedet.Als
Präsident derFinanzkommission
stand er, der SVP-Landrat aus
Allschwil, pausenlos im Fokus,
musste zu jedem Antrag ein
Statement abgeben.Kurz danach
trifft ihn die BaZ zum Gespräch.

Herr Spiegel, das Baselbieter
Kantonsparlament steht
mehrheitlich hinter dem
Budget 2025 und dem Finanz-
plan für die kommenden Jahre.
Ist die Finanzkrise vorbei?
Nein, im Gegenteil. Es gibt noch
viele unbekannte Faktoren, die
im aktuellen Finanzplan nicht
abgebildet sind. Die finanzielle
Situation wird uns weiter be-
schäftigen.

Überwelche Faktoren
sprechen Sie?
Die Gewinnausschüttung der
Schweizerischen Nationalbank
ist zurzeit mit etwa 45Millionen
Franken budgetiert. Dabei ist
völlig unklar, obwir diese Gelder
tatsächlich erhalten. In den letz-
ten zwei Jahrenmusstenwir bei-
spielsweise darauf verzichten.
Ein weiteres Beispiel: Vor kur-
zem gab der Regierungsrat be-
kannt, dass das Kantonsspital
Baselland ein Darlehen von
150Millionen erhalten soll.Was,
wenn es in diesem Zusammen-
hang zuAbschreibungenkommt?
Unser Finanzplan bleibt sehr fra-
gil. Dessen ist sich Finanzdirek-
tor Anton Lauber aber durchaus
bewusst.

Kann das Budget aus Ihrer
Sicht überhaupt eingehalten
werden? Derzeit ist für 2025
einMinus von knapp
67Millionen vorgesehen.
Ich glaube, dass derVerlust grös-
ser wird. Aber schauen Sie: Ich
will nicht sagen, dass der Regie-
rungsrat etwas falsch gemacht

hat – ganz und gar nicht. Anton
Lauber hat sich an die gesetzli-
chen Grundlagen gehalten.Auch
die Sparbemühungen hat die Re-
gierung detailliert und vor allem
geschlossen vorgetragen. Wir
müssen uns einfach bewusst
sein, dass der Finanzplan auf vie-
len Prognosen und Annahmen
basiert. Bricht einer der grossen
Budgetposten weg, greift schon

bald die Schuldenbremse. Und
es kann rasch kippen.

Alles sehr fragil, sagen Sie.
Handeln Parlament
und Regierung nicht
verantwortungslos?
Nein. ImGrossen und Ganzen ist
fast kein Budgetantrag durch
gekommen. Das zeigt: Dem
Landrat ist bewusst, dasswir ein

Problem haben. Alle haben be-
griffen, dass es in dieserArt und
Weise nicht mehr weitergehen
kann – nur die Lösungsansätze
sind verschieden. Aber klar ist:
Wirwerden nicht jedes Jahr eine
solche Sparrunde verkünden
können.

AufwelchemWeg kann das
Baselbiet seine Finanzen am
effizientesten stabilisieren?
Müssen am Schluss doch
die Steuern erhöhtwerden,wie
die politische Linke fordert?
Wennwir 200 bis 300 Millionen
über Steuern finanzierenwollen,
müsstenwir sie im Baselbiet um
21 Prozent erhöhen. Stellen Sie
sichdasvor!Das ist astronomisch
und deshalb unrealistisch.Nein,
es gibt andere Wege. Wir haben
ein Ausgabenproblem, da gilt es
anzusetzen,waswir nun ja auch
getan haben. Unsere Kosten
treiber sind Gesundheit, Bildung
oder Subventionspolitik. Da
müssen wir einfach realistisch
sein: Irgendwann ist es zu viel.

In den nächsten Jahren sollen
rund 400Millionen eingespart
werden. Zugleich hat sich
der Landrat stundenlang über
Minibeträge gezankt, die das
Budget kaum beeinflussen,
wie 50’000 Franken bei der
Ombudsstelle.Wie sollen
die Bürger das verstehen?
Gerade die kleinen Sachen be-
treffen eine spezifische Gruppe,
weshalb darüber oft sehr emo
tional debattiert wird. Aber ja:
Wenn wir über riesige Budgets
wiedasjenigederFachhochschule
Nordwestschweiz kürzer disku-
tieren als über Ausgabenposten
von 50’000 Franken, kann ich
nachvollziehen, dass das Ver-
ständnis abnimmt.Diese Diskus-
sionen sind trotzdem richtig.
Schliesslich sind auch die klei-
nen Dinge für die Gesamtlage
entscheidend.

«Unser Finanzplan bleibt fragil»
Budgetdebatte Baselland Der SVP-Finanzpolitiker Florian Spiegel erwartet, dass der Kantonshaushalt schlechter
ausfallen wird, als der Landrat derzeit annimmt. Er mahnt zur Vorsicht.

«Es kann rasch kippen»: Florian Spiegel, Präsident der Finanzkommission im Landrat. Foto: Lucia Hunziker

Reinach Die Baselbieter Regie-
rung beantragt dem Parlament
108,3 Millionen Franken für den
Ersatzneubau der Sekundar-
schule Allschwil. Die Bauarbei-
ten beginnen 2026 und enden
2031,wie die Regierungmitteilt.

Der Rückbau soll in Etappen
vor sich gehen. Es seien Proviso-
rien geplant, heisst es. Dadurch
könne der Schulbetrieb in der
Bauzeit gewährleistet werden.
Nach einemWettbewerbmachte
der Entwurf der Architekten
Gunz & Künzle das Rennen.Die-
ses Projekt punktemit «effizien-
ter Flächennutzung, kompakter
Bauweise und dezenter Materi-
alwahl».

Der Ersatzbau ist nötig, weil
der Bedarf an Schulraum in der
grössten Baselbieter Gemeinde
durch die stetig wachsende
Schülerzahl nicht länger gedeckt
werden kann. Um den Schulbe-
trieb vorübergehend zu sichern,
gab es in den vergangenen Jah-
renmehrere baulicheAnpassun-
gen. Das Potenzial zur weiteren
Optimierung der Gebäude sei
nun ausgeschöpft, sowohl räum-
lich als auch aufgrund des
schlechten Bauzustands,wie die
Regierung schreibt. (SDA)

Regierung plant
Sekundarschule
für 108Millionen

Das alte Bezirksgericht in Wal-
denburg erwacht zu neuem Le-
ben. Dies schreibt die Kantonale
Denkmalpflege Basel-Landschaft
in einer Medienmitteilung. Die
Art, wie das ehemalige Bezirks-
gericht Waldenburg behutsam
saniert und umgebaut worden
sei, stelle eine gelungene Symbi-
ose aus Tradition und Moderne
dar. Wo einst Recht gesprochen
wurde, werde heute gewohnt
und zu kulturellenAnlässe gela-
den, so die Denkmalpflege, die
am Dienstag stolz das Ergebnis
der Umgestaltung präsentierte.

In einWohn- und Kulturhaus
umgewandelt wurde das histo-
risch wertvolle Ensemble des
ehemaligenGerichtsgebäudes an
derHauptstrasse 70–72vomBas-
ler Büro Salathé Architekten im
Auftrag der Genossenschaft
Wohnstadt. Diese Genossen-
schaft engagiert sich seit über

50 Jahren für sozialeWohnungs-
politik. In dieser Zeit konnte die
«Wohnstadt» 750 Wohnungen
erwerben oder neu bauen und
wurde so zu einem wichtigen
Player des gemeinnützigen Bau-
ens in der Region Basel.

Behutsamer Umgang
Beim alten Bezirksgericht in
Waldenburg stand laut derDenk-
malpflege Baselland der respekt-
volle und behutsame Umgang
mit derhistorischenBausubstanz
imVordergrund.Das Gericht be-
steht aus zwei Gebäudenmitten
in einer Häuserzeile im oberen
Teil des Stedtlis. Das nördliche
Haus überragt das südliche, den
Hinterhof schliesst eine Mauer
ab. Strassenseitig erschliessen
gerade, einläufige Treppen das
jeweilige Hochparterre. Das süd-
liche Haus verfügt über einen
rückwärtigen Schopfanbau.

Ein Ziel des Umbaus war, dem
Hinterhof im Zusammenspiel
mit dem Brunnen am Adelberg
und den Kulturräumen im Erd-

geschoss einen öffentlichen Cha-
rakter zu verleihen.DieArchitek-
ten haben die hohe Einfassungs-
mauer abgesenkt und den Hof

zur Strasse geöffnet. Im Inneren
sind vier Wohnungen entstan-
den, wobei der Gerichtssaal von
späteren Einbauten befreit und
die ursprüngliche Ausstattung
freigelegt wurde. Den grössten
Eingriff stellt die neue Laube aus
Holz dar. Sie verbindet traditio-
nelle Elementemit zeitgemässer
Form und schafftWohnkomfort.

Der Ursprung der Gebäude
reicht ins 17. Jahrhundert zurück.
Auf einer Federzeichnung um
1680 sind Häuser an derselben
Stelle zu sehen. Ihre heutige Er-
scheinungsform mit den streng
gegliederten, klassizistischen
Fassaden erhielten beide Gebäu-
de um 1801. Die gelungene Um-
gestaltung und Umnutzung des
BezirksgerichtsWaldenburg soll
nun zur Belebung des Stedtlis
beitragen, so die Denkmalpflege.

Simon Erlanger

NeueWohnungen im alten Gericht
Waldenburg Eine Sanierung des historischen Gebäudes soll zur Belebung der Gemeinde beitragen.

Hier stehen seit dem 17. Jahrhundert Häuser. Foto: Annette Fischer

«Alle haben
begriffen, dass es
in dieser Art und
Weise nichtmehr
weitergehen kann.»

Finanzprobleme Die finanzielle
Schieflage der Solothurner Ge-
meinde Hofstetten-Flüh fordert
ein weiteres Opfer: die Primar-
schule Flüh. Wegen steigender
Schülerzahlenwürde die Schule
eineAufstockung benötigen.Das
wurde an der Urne mit 60 Pro-
zent gutgeheissen. Kosten: fünf
Millionen Franken. Nun bean-
tragte der Gemeinderat der Ge-
meindeversammlung, den Kredit
zuwiderrufen.Die Investition sei
nicht zu stemmen. Die Gemein-
deversammlung folgte dem mit
grossemMehr und setzt dieAuf-
stockung aus. Gemeindepräsi-
dentin Tanja Steiger (FDP) beru-
higt: «Was nötig ist, werden wir
rechtzeitig beschaffen.» Gemeint
ist Schulraum. «Wir sind daran,
Alternativen zu prüfen; die Lö-
sung könnten Container sein.»
Die Schulden der Gemeinde lie-
gen bei 24,5 Millionen. (da)

Schulprojekt in
Hofstetten-Flüh
auf Eis gelegt

Grosser Rat Das Basler Parlament
hat am Mittwoch einstimmig
einen Betrag von knapp 1,3 Mil-
lionen Franken für eine neue
Umzäunung des Basler Friedhofs
Hörnli bewilligt. Mit dem neuen
Zaun und einer automatischen
Schliessanlage an den Eingangs-
toren sollen RehevomFriedhofs-
gelände abgehalten werden.

Die Rehe sorgten über Jahre
für Unruhe auf dem grössten
Friedhof der Schweiz. 2020, als
die Friedhofsgärtner 25Tiere ge-
zählt hatten, wollte der Kanton
die Tiere abschiessen lassen. Be-
suchende störten sich daran,
dass die Tiere den Grabschmuck
frassen. Nach Protest gegen den
Abschuss wurden rund 60 Rehe
umgesiedelt. Seither seien auf
dem Friedhof keine Rehe mehr
gesichtet worden, so Baudirek-
torin Esther Keller. (SDA)

Zaun am
Friedhof Hörnli
soll Rehe abhalten


